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An den Herrn 
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Betr.: Durchführung des Gesetzes über das Lotsenwesen 

Bezug: Kleine Anfrage 281 der Fraktion der SPD 
- Drucksache 2722 - 


Auf die vorstehend bezeichnetc Anfrage gestatte ich mir folgendes 
darzulegcn : 

Bei den Berufs gruppen, auf die sich die Anfrage bezieht, ist wegen 
der Verschieden artigkeit der Rechtsverhältnisse zwischen 

A. den beamteten Seclotsen und Scckapitäncn 

B. den freiberuflichen Seelotsen der Reviere 
zu unterscheiden. 

Die Gruppe A wird nur in den Fragen La), l.b) Satz 2 und 
2. c) angesprochen. Für sie sind diese Fragen wie folgt zu beant- 
worten: 


Zu l.a), 2,c) 

Die Dienstbezüge der beamteten Seelotsen und Seekapitänc richten 
sich nach der für die Bundesbeamten geltenden Besoldungsordnung. 
Der Entwurf einer neuen Besoldungsordnung liegt mit dem Entwurf 
eines Bundesbesoldungsgesetzes dem Bundestag zur Zeit zur Bera- 
tung vor. 

Zu l.b) Satz 2 

Die Dienstzeit der beamteten Seelotsen hält sich mit wöchentlich 
26 Lotsstunden und 18,4 Bereitschaftsstunden (Durchschnitt des 
ersten Kalcndcrhalbjahres 1956) im Rahmen des § 72 des Bundes- 
beamtengesetzes. 

Soweit sich die Fragen auf die Berufsgruppe B beziehen, sind sic 
wie folgt zu beantworten: 

Zu l.a) 

Diese Frage ist zu verneinen. 

Zu l.b) 

Die Verschiedenartigkeit der Re vier Verhältnisse und die je nach 
Verkehrsdichte wechselnde Relation zwischen Lotszcit und Bereit- 
schaftszeit lassen es nicht zu, für die „normale Inanspruchnahme” 
im Sinne des § 7 des Seelotsgesetzes einen einheitlichen Maßstab in 
Stunden fcstzulegen. Nach Ansicht der Bundesregierung besteht die 
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„normale Inanspruchnahme” je nach der Eigenart der einzelnen 
Reviere in der Lotsung von monatlich 15 bis - in einem Aus- 
nahmefall - 71 Schiffen mit Lotszeiten von 5 bis 1,1 Stunden je 
Schiff. Die jetzige zeitliche Belastung der Seelotsen übersteigt auch 
nach Ansicht der Bundesregierung die „normale Inanspruchnahme”. 
Sie erreicht jedoch die in der Anfrage genannten Zahlen von täglich 
16 bis 18 Stunden nicht und entfällt zu 33 bis 76 v. H. auf 
Bereitschaftszeiten. 

Zu l.c) 

Die Deckungsrücklagen der kleinen und kleinsten Versicherungs- 
vereine auf Gegenseitigkeit (Pensionskassen), bei denen sich die 
Seelotsen für den Fall der Berufsunfähigkeit, des Alters und des 
Todes versichert haben und weiterhin versichern wollen, sind durch 
Kriegs- und Nachkriegsercignisse, vor allem durch die Währungs- 
reform, stark zusammengeschmolzen. Infolgedessen sind die Renten 
der vor Inkrafttreten des Seelotsgesctzes ausgeschiedenen Seelotsen, 
die das Gesetz nicht regeln konnte, niedrig. Sie betragen jedoch 
mindestens das Zweifache des Fürsorgesatzes. Die Versorgungsbezüge 
der später ausgeschiedenen Seelotsen liegen zur Zeit bei 310 DM 
bis 450 DM monatlich. 

Zu 2. a) 

Die Forderungen der Seelotsen an einen neuen Tarif weichen von 
den Ansichten der Küstenländer und der Verbände der Reeder und 
Küstenschiffer erheblich ab. Eine Übereinstimmung aller Beteiligten 
war in den Verhandlungen, die alsbald nach dem Inkrafttreten des 
Seelots gesetzes begonnen haben, bisher nicht zu erzielen. Der Bun- 
desminister für Verkehr wird - möglichst bis zum 1. Januar 1957 - 
Tarife erlassen, die einen Mittelweg zwischen den verschiedenen 
Standpunkten darstellen. 

Zu 2. b) 

Dem neuen Tarif soll eine „normale Inanspruchnahme” im Sinne 
der zu 1. b) wiedergegebenen Ansicht zugrunde liegen. Um die 
tatsächliche Belastung der Seelotsen, die der wachsende Verkehr 
verursacht hat, die den Seelotsen aber auch höhere Einnahmen als 
den Handelsschiffskapitänen bringt, in vertretbaren Grenzen zu 
halten, sind bereits mit den Verordnungen vom 22. Juni 1956 
(Wegfall der Lots geld pflicht) und vom 4. September 1956 (Erhöhung 
der Freifahrergrenze im Nord-Ostsee-Kanal) Maßnahmen eingeleitet 
worden; sie beginnen sich jetzt zunehmend auszuwirken. 

Zu 2. c) 

Der neue Tarif soll das Grundeinkommen der Seelotsen den seit 
1. Juni 1956 erhöhten Bezügen der Handelsschiffskapitäne auf großer 
Fahrt angleichen. 

Zu 2. d) 

Soweit der von den Scelotsen gewählte Weg (siehe 1. c) eine 
Versorgung auf Dauer überhaupt sichern kann, werden Zuschläge 
zum Grundeinkommen es den Lotsenbrüderschaften ermöglichen, 
ihre Mitglieder für den Fall der Berufsunfähigkeit, des Alters und 
des Todes ausreichend zu versorgen. 


Dr.-Ing. Seebohm 



